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Gesetz- u. Verordnungsblatt 

Amtliches Nachrichtenblatt der Bayerischen Landesregierung 

Nr. 23 München, den 8. Dezember 1946 

Verfassung des Freistaates Bayern 
Angesichts des Trümmerfeldes, zu dem eine Staats- und Gesellschaftsordnung ohne 

Gott, ohne Gewissen und ohne Achtung vor der Würde des Menschen die Überlebenden 
des zweiten Weltkrieges geführt hat, 

in dem festen Entschlüsse, den kommenden deutschen Geschlechtern die Segnungen 
des Friedens, der Menschlichkeit und des Rechtes dauernd zu sichern, 

gibt sich das Bayerische Volk, eingedenk seiner mehr als tausendjährigen Geschichte, 
nachstehende 

d e m o k r a t i s c h e V e r f a s s u n g : 

E R S T E R H A U P T T E I L . 
Aufbau und Aufgaben des Staates 

1. Abschnitt 
Die Grundlasen des Bayerischen Staates 

Art. 1 
(1) Bayern ist ein Freistaat. 
(2) Die Landesfarben sind Weiß und Blau. 
(3) Das Landeswappen wird durch Gesetz be­

stimmt. 
Art. 2 

(1) Bayern ist ein Volksstaat. Träger der Staats­
gewalt ist das Volk. 

(2) Das Volk tut seinen Willen durch Wahlen und 
Abstimmung kund. Mehrheit entscheidet. 

Art. 3 
Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozialstaal. Er 

dient dem Gemeinwohl. 

Art. 4 
Die Staatsgewalt, wird ausgeübl durch die stimm­

berechtigten Staatsbürger selbst, durch die von ihnen 
gewählte Volksvertretung und durch die mittelbar 
oder unmittelbar von ihr bestellten Vollzugsbehör­
den und Richter. 

Art. 5 . 
(1) Die gesetzgebende Gewalt steht ausschließlich 

dem Volk und der Volksvertretung zu. 
(2) Die vollziehende Gewalt liegt in den Händen 

der Staatsregierung und der nachgeordneten Voll­
zugsbehörden. 

(3) Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige 
Richter ausgeübt. 

Art. 6 
0) Die Staatsangehörigkeit wird erworben 

1. durch Geburt; 
2. durch Legitimation; 
3. durch Eheschließung; 
4. durch Einbürgerung, 

(2) Die Staatsangehörigkeit kann irtcht aberkannt 
werden. 

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz über die Staats­
angehörigkeit. 

Art. 7 
(1) Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, 

der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens und des 
Berufs jeder Staatsangehörige, der das 21. Lebens­
jahr vollendet hat. 

(2) Der Staatsbürger übt seine Rechte aus durch 
Teilnahme an Wahlen. Volksbegehren und Volks­
entscheidungen. 

(3) Die Ausübung dieser Rechte kann, von .der 
Dauer eines Aufenthalte bis zu einem Jahr abhängig 
gemacht worden. 

Art. 8 
• Alle deutschen Staatsangehörigen, die in Bayern 
ihren Wohnsitz haben, besitzen die gleichen Rechte 
und haben die gleichen Pflichten wie die bayerischen 
Staatsangehörigen. 

Art. 9 
(1) Das Staatsgebiet gliedert sich in Kreise (Regie­

rungsbezirke); die Abgrenzung erfolgt durch Gesetz. 

(2) Die Kreise sind in Bezirke eingeteilt; die kreis­
unmittelbaren Städte stehen den Bezirken gleich. 
Die Einteilung wird durch Rechtsverordnung der 
Staatsregierung bestimmt; hierzu ist die vorherige 
Genehmigung des Landtags einzuholen. 

Art. 10 
(1) Für das Gebiet jedes Kreises und jedes Bezirks 

besteht ein Gemeindeverband als Selbstverwaltungs­
körper. 

(2) Der eigene Wirkungskreis der Gemeindever­
bände wird durch die Gesetzgebung bestimmt. 

(3) Den Gemeindeverbänden können durch Gesetz 
weitere Aufgaben übertragen werden, die sie namens 
des Staates zu erfüllen haben, Sie besorgen diese 
Aufgaben entweder nach den Weisungen der Staats­
behörden oder kraft besonderer Bestimmung selb­
ständig. 

(4) Das wirtschaftliche und kulturelle Eigenleben 
im Bereich der Gemeindeverbände ist vor Verödung 
zu schützen. 

Art. 11 
(1) Jeder Ten des Staatsgebiets ist einer Gemeinde 

zugewiesen. Eine Ausnahme hievon machen be­
stimmte «nbewohate Flächen (ausmärkisch« Ge­
biete), 
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(2) Die Gemeinden sind ursprüngliche Gebie ts­
körperschaften des öffentlichen Rechts. Sie haben 
das Recht, ihre eigenen Angelegenhei ten im R a h m e n 
der Gesetze selbst zu ordnen und zu verwal ten , i n s -
besonders i h re 'Bürge rme i s t e r und Ver t re tungskörper 
zu wählen. 

(3) Durch Gesetz können den Gemeinden Aufgaben 
über t ragen werden , die sie namens des Staa tes zu 
erfüllen haben. . -

(4) Die Se lbs tverwal tung der , Gemeinden dient 
dem Aufbau der Demokrat ie in Bayern von un ten 
nach oben. 

(5) Fü r die Se lbs tverwal tung in der Gemeinde gilt 
der Grundsa tz der Gleichheit der politischen Rechte 
und Pflichten al ler in der Gemeinde wohnenden 
Staa tsbürger . 

Art. 12 
(1) Die Grundsätze für die Wahl zum Landtag 

gelten auch ' für die Gemeinden und Gemeindever ­
bände . 

(2) Das Vermögen der Gemeinden und Gemeinde­
ve rbände k a n n un te r ke inen Ums tänden zum S taa t s ­
vermögen gezogen werden. Die Vergabung solchen 
Vermögens ist unzulässig. 

2. Abschnitt 
Der Landtag 

Art . 13 
(1) Der Land tag bes teht aus den Abgeordneten 

des bayer ischen Volkes. 
(2) Die Abgeordneten sind Ver t re te r des Volkes, 

nicht n u r e iner Par te i . Sie sind nu r ih rem Gewissen 
verantwor t l ich und an Aufträge nicht gebunden. 

. Art . 14 
(1) Die Abgeordneten werden in al lgemeiner, 

gleicher, unmi t t e lba re r und geheimer Wahl nach 
einem verbesser ten Verhäl tn iswahlrecht von allen 
wahlberecht igten S taa t sbürgern in Wahlkre isen und 
St immkre isen gewähl t . J ede r Kre is (Regierungsbe­
zirk) bildet e inen Wahlkre is . J ede r Bezirk (Land­
kreis) und jede k re i sunmi t t e lba re S tad t (Stadtkreis) , 
in größeren S täd ten j eder Stadtbezi rk mi t du rch­
schnittlich 60 000 Einwohnern bildet einen S t i m m ­
kreis . 

(2) Wählbar ist j eder wahlfähige Staatsbürger , der 
das 25. Lebens jahr vollendet hat . 

(3) Die Wahl findet an einem Sonntag oder öffent­
lichen Ruhe tag stat t . 

(4) Wahlvorschläge, auf die nicht mindes tens in 
e inem Wahlkre is zehn von Hunde r t der abgegebenen 
St immen.fa l len , e rha l t en ke inen Sitz zugeteilt . 

(5) Das Nähere bes t immt das Landeswahlgesetz . 

Art . 15 
(1) Wählergruppen, deren Mitgl ieder oder Fördere r 

darauf ausgehen, die s taatsbürger l ichen Fre ihe i ten 
zu un te rdrücken oder gegen Volk, S taa t oder V e r ­
fassung Gewal t anzuwenden , dürfen sich an Wahlen 
und Abs t immungen nicht beteil igen. 

(2) Die Entscheidung darüber , ob diese Voraus ­
setzungen vorliegen, trifft auf An t rag der S t a a t s ­
reg ie rung oder einer der im Land tag ve r t r e t enen 
politischen Par te ien der Bayerische Verfassungs­
gerichtshof. 

Art . 16 
(1) Der Land tag wird auf vier J a h r e gewähl t . E r 

t r i t t zum ers tenmal spätes tens a m 15. Tage nach der 
Wahl zusammen. 

(2) Spätes tens mit Ablauf der Wah ldaue r des Land ­
tags muß die Neuwahl stattfinden. 

Art . 17 
(1) Der Land tag t r i t t jedes J a h r im Herbs t a m 

Sitz der S taa ts reg ierung zusammen. 

(2) Der Präs ident kann ihn früher einberufen. Er 
muß ihn einberufen, wenn es die S taa ts reg ierung 
oder mindes tens ein Dri t tel der Landtagsmi tg l ieder 
ver langt . 

(3) Der Land tag bes t immt den Schluß der Tagung 
und den Zei tpunkt des Wiederzusammentr i t t s . 

Art . 18 
(1) Der Landtag kann sich vor Ablauf seiner Wah l ­

dauer durch Mehrhei tsbeschluß seiner gesetzlichen 
Mitgliederzahl selbst auflösen. 

(2) Er k a n n im Falle des Art . 44 Abs. 5 vom L a n d ­
tagspräs identen aufgelöst werden. 

(3) Er kann auf An t rag von einer Million w a h l ­
berechtigter S taa tsbürger durch Volksentscheid a b ­
berufen werden. 

(4) Die Neuwahl des Landtags findet spätestens a m 
sechsten Sonntag nach der Auflösung oder Abberu ­
fung statt . 

Art . 19 
Die Mitgliedschaft beim Land tag während der 

Wahldauer geht ver loren durch Verzicht, Ungül t ig­
ke i t se rk lä rung der Wahl, nachträgliche Änderung 
des Wahlergebnisses und Verlust der Wahlfähigkeit . 

Art . 20 
(1) Der Land tag wähl t aus seiner Mitte ein P r ä s i ­

dium, bestehend aus e inem Präs identen , dessen 
Ste l lver t re ter und den Schrif tführern. 

(2) Zwischen zwei Tagungen führt das P räs id ium 
die laufenden Geschäfte des Landtags fort. 

(3) Der L a n d t a g gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Art . 21 
(1) Der Präs iden t übt das Hausrecht und die 

Polizeigewalt im Landtagsgebäude aus. 
(2) Er führt die Hausverwal tung , verfügt über die 

E innahmen und Ausgaben des Hauses u n d ver t r i t t 
den Staa t in al len Rechtsgeschäften und Rechts­
s trei t igkei ten dieser Verwal tung . 

Art . 22 
(1) Der Land tag verhande l t öffentlich. Auf An t rag 

von 50 Mitgliedern oder der S taa ts reg ierung k a n n 
mit Zweidr i t te lmehrhe i t der anwesenden Mitglieder 
die Öffentlichkeit für die Behand lung eines b e ­
s t immten Gegenstandes ausgeschlossen werden. Sie 
m u ß ausgeschlossen werden , wenn u n d solange es die 
S taa ts regierung zur Begründung ihres Ant rages auf 
Ausschluß der Öffentlichkeit ver langt . Der Land tag 
entscheidet darüber , ob und in welcher Ar t die Öf­
fentlichkeit über solche Verhand lungen unter r ich te t 
werden soll. 

(2) Wahrhe i t sge t reue Berichte über die V e r h a n d ­
lungen in den öffentlichen Si tzungen des Land tags 
oder seiner Ausschüsse bleiben von jeder V e r a n t ­
wortl ichkeit frei, es sei denn, daß es sich u m die 
Wiedergabe von Ehrver le tzungen handel t . 

Art . 23 
(1) Der Land tag beschließt mi t einfacher Mehrhe i t 

der abgegebenen St immen, sofern die Verfassung 
ke in ande re s S t immverhä l tn i s vorschreibt . 

(2) Zur Beschlußfähigkeit des Landtags ist die A n ­
wesenhei t seiner Mitgl ieder erforderlich. 

(3) Die in der Verfassung vorgesehenen A u s n a h ­
m e n bleiben unbe rüh r t . 

Ar t . 24 
(1) Der Land tag und seine Ausschüsse können das 

Erscheinen des Minis terpräs identen u n d jedes S t a a t s ­
minis ters und S taa t s sekre tä r s ver langen. 

(2) Die Mitgl ieder der S taa t s reg ie rung u n d die 
von ihnen bestel l ten Beauf t rag ten haben zu allen 
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Sitzungen des Landtags und seiner Ausschüsse Zu­
tritt. Sie müssen während der Beratung jederzeit, 
auch außerhalb der Tagesordnung, gehört werden. 

Art. 25 
(1) Der Landtag hat das Recht und auf Antrag 

von einem Fünftel seiner Mitglieder die Pflicht, 
Untersuchungsausschüsse einzusetzen. 

(2) Diese Ausschüsse und die von ihnen ersuchten 
Behörden können in entsprechender Anwendung der 
Strafprozeßordnung alle erforderlichen Beweise er­
heben, auch Zeugen und Sachverständige vorladen, 
vernehmen, beeidigen und das Zeugniszwangsver­
fahren gegen sie durchführen. Das Brief-, Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis bleibt je­
doch unberührt. Die Gerichts- und Verwaltungsbe­
hörden sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser Aus­
schüsse um Beweiserhebung Folge zu leisten. Die 
Akten der Behörden sind ihnen auf Verlangen vor­
zulegen. 

(3) Die Untersuchungsausschüsse verhandeln öffent­
lich, doch wird die Öffentlichkeit auf Verlangen 
einer Zweidrittelmehrheit ausgeschlossen. Art. 22 
Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

Art. 26 
(1) Der Landtag bestellt zur Wahrung der Rechte 

der Volksvertretung gegenüber der Staatsregierung 
und zur Behandlung dringlicher Staatsangelegen­
heiten für die Zeit außerhalb der Tagung und nach 
Beendigung der Wahldauer sowie nach der Auf­
lösung oder der Abberufung des Landtags bis zum 
Zusammentritt des neuen Landtags einen Zwischen­
ausschuß. Dieser Ausschuß hat die Befugnisse des 
Landtags, doch kann er nicht Ministeranklage er­
heben und nicht Gesetze beschließen oder Volks­
begehren behandeln. 

(2) Für diesen Ausschuß gelten die Bestimmungen 
des Art. 25. 

Art. 27 
Kein Mitglied des Landtags darf zu irgendeiner 

Zeit wegen seiner Abstimmung gerichtlich oder 
dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb der Ver­
sammlung zur Verantwortung gezogen werden. 

Art. 28 
(1) Kein Mitglied des Landtags kann ohne dessen 

Genehmigung während der Tagung wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchung ge­
zogen oder verhaftet werden, es sei denn, daß es 
bei Ausübung der Tat oder spätestens im Laufe des 
folgenden Tages festgenommen worden ist. 

(2) Die gleiche Genehmigung ist erforderlich, wenn 
der Abgeordnete anderweitig in seiner persönlichen 
Freiheit beschränkt und dadurch in der Ausübung 
seines Abgeordnetenberufes beeinträchtigt wird. 

(3) Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des 
Landtags und jede Haft oder sonstige Beschränkung 
seiner persönlichen Freiheit wird auf Verlangen des 
Landtags für die Dauer der Tagung aufgehoben. 
Ein solches Verlangen kann jedoch nicht gestellt 
werden, wenn der Abgeordnete eines unpolitischen 
Verbrechens bezichtigt wird. Ob dieser Fall vor­
liegt, entscheidet der Landtag. 

Art. 29 
(1) Die Mitglieder des Landtags sind berechtigt, 

über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als 
Abgeordnete Tatsachen, anvertrauten oder denen sie 
in Ausübung ihres Abgeordnetenberufes Tatsachen 
anvertraut haben sowie über diese Tatsachen selbst 
das Zeugnis zu verweigern. Soweit dieses Zeugnis­
verweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme 
von Schriftstücken bei ihnen unzulässig. 

(2) Eine Untersuchung oder Beschlagnahme darf 
in den Räumen des Landtags nur mit Genehmigung 
des Präsidenten vorgenommen werden. 

Art. 30 
Abgeordnete bedürfen zur Ausübung ihres Amtes 

als Mitglied des Landtags keines Urlaubs von ihrem 
Arbeitgeber. 

Art. 3*1 
Die Mitglieder des Landtags haben das Recht zur 

freien Fahrt auf allen staatlichen Verkehrseinrich­
tungen in Bayern sowie auf eine Aufwandsentschä­
digung. 

Art. 32 
(1) Die Art. 27 mit 31 gelten für das Präsidium 

des Landtags sowie für die Mitglieder des Zwischen­
ausschusses und ihre ersten Stellvertreter. 

(2) In den Fällen des Art. 28 wird die Mitwirkung 
des Landtags durch die Mitwirkung des Zwischen­
ausschusses ersetzt. 

Art. 33 
Die Wahlprüfung obliegt dem Landtag. Wird die 

Gültigkeit einer Wahl bestritten, so entscheidet der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof. Er entscheidet 
auch über die Frage, ob ein Abgeordneter die Mit­
gliedschaft beim Landtag verloren hat. 

3. Abschnitt 
Der Senat 

Art. 34 
Der Senat ist die Vertretung der sozialen, wirt­

schaftlichen, kulturellen und gemeindlichen Körper­
schaften des Landes. 

Art. 35 
Der Senat besteht aus 60 Mitgliedern. Er setzt 

sich wie folgt zusammen: 
1. aus 11 Vertretern der Land- und Forstwirtschaft; 
2. aus 5 Vertretern der Industrie und des Handels; 
3. aus 5 Vertretern des Handwerks; 
4. aus 11 Vertretern der Gewerkschaften; 
5. aus 4 Vertretern der freien Berufe; 
6. aus 5 Vertretern der Genossenschaften; 
7. aus 5 Vertretern der Religionsgemeinschaften; 
8. aus 5 Vertretern der Wohltätigkeitsorganisati­

onen; 
9. aus 3 Vertretern der Hochschulen und Akade­

mien; 
10. aus 6 Vertretern der Gemeinden und Gemeinde­

verbände. 
Art. 36 

(1) Die Senatoren werden von den zuständigen 
Körperschaften des öffentlichen oder privaten Rechts 
nach demokratischen Grundsätzen gewählt; die Ver­
treter der Religionsgemeinschaften werden von die­
sen bestimmt. 

(2) Zum Senator kann nur ein wahlfähiger Staats­
bürger berufen werden, der das 40. Lebensjahr voll­
endet hat. 

(3) Er soll sich durch Rechtlichkeit, Sachkenntnis 
und Erfahrung auszeichnen. 

Art. 37 
(1) Die Senatoren bleiben sechs Jahre im Amt. 

Alle zwei Jahre scheidet ein Drittel der gewählten 
Senatoren aus und findet eine neue Wahl statt. 

(2) Wiederberufung ist zulässig. 

Art. .38 
(1) Die Senatoren können nicht zugleich Mitglie­

der des Landtags sein. 
(2) Für die Mitglieder des Senats gelten sinnge­

mäß die Vorschriften der Art. 27 mit 31. 
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Art . 39 
Der Senat kann Anträge und* Gesetzesvorlagen 

unmittelbar oder durch die Staatsregierung an den 
Landtag bringen. Die Staatsregierung hat die An­
träge und Vorlagen des Senats ungesäumt dem 
Landtag vorzulegen. 

Art. 40 . 
• Der Senat ist dazu berufen, zu den Gesetzesvor­

lagen der Staatsregierung auf deren Ersuchen gut­
achtlich Stellung zu nehmen. Die Staatsregierung 
soll diese Stellungnahme bei allen wichtigen Angele­
genheiten einholen; sie muß es tun bei dem Gesetz 
über den Staatshaushalt, bei verfassungsändernden 
Gesetzen und bei solchen Gesetzen, die dem Volk 
zur Entscheidung vorgelegt werden sollen. 

Art. 41 
(1) Die vom Landtag beschlossenen Gesetze sind 

dem Senat noch vor der Veröffentlichung zur Kennt­
nisnahme vorzulegen. 

(2) Der Senat kann gegen ein vom Landtag be­
schlossenes Gesetz innerhalb eines Monats begrün­
dete Einwendungen erheben und sie dem Landtag 
zuleiten. Hat der Landtag ein Gesetz für dringlich 
erklärt, so beschränkt sich diese Frist auf eine 
Woche. Der Landtag beschließt darüber, ob er den 
Einwendungen Rechnung tragen will. 

Art. 42 
. Die sonst noch erforderlichen Bestimmungen, ins-

besonders auch über die Berufung der Senatoren, 
werden durch Gesetz getroffen. Dieses Gesetz hat 
bis zur ordnungsgemäßen Bildung der zuständigen 
Körperschaften zu bestimmen, daß an Stelle der 
Wahl durch diese Körperschaften die Wahl durch 
den Landtag unter Berücksichtigung der Vorschläge 
der Körperschaft erfolgt. 

4. Abschnitt 
Die Staatsregierung . 

Art. 43 
(1) Die Staatsregierung ist die oberste leitende und 

vollziehende Behörde des Staates. 
(2) Sie besteht aus dem Ministerpräsidenten, den 

Staatsministern und den Staatssekretären. 

Art. 44 
(1) Der Ministerpräsident wird von dem neuge-

wählten Landtag spätestens innerhalb einer Woche 
nach seinem Zusammentritt auf die Dauer von vier 
Jahren gewählt. 

(2) Wählbar ist jeder wahlberechtigte Bayer, der 
das 40. Lebensjahr vollendet hat. 

(3) Der Ministerpräsident kann jederzeit von sei­
nem Amt zurücktreten. Er muß zurücktreten, wenn 
die politischen Verhältnisse ein vertrauensvolles Zu­
sammenarbeiten zwischen ihm und dem Landtag 
unmöglich machen. Der Rücktritt des Ministerpräsi­
denten hat den Rücktritt der Staatsregierung zur 
Folge. Bis zur Neuwahl eines Ministerpräsidenten 
geht die Vertretung Bayerns nach außen auf den 
Landtagspräsidenten über. Während dieser Zeit 
kann der Landtagspräsident vom Landtag nicht ab­
berufen werden. 

(4) Bei Rücktritt oder Tod des Ministerpräsidenten 
während seiner Amtsdauer wird in der nächsten 
Sitzung des Landtags ein neuer Ministerpräsident 
für den Rest der laufenden Amtsdauer gewählt. 

(5) Kommt die Neuwahl innerhalb von vier Wo­
chen nicht zustande, muß der Landtagspräsident 
den Landtag auflösen. 

Art. 45 
Der Ministerpräsident beruft und entläßt mit Zu­

stimmung des Landtags die Staatsminister uhd die 
Staatssekretäre. 

Art. 46 
Der Ministerpräsident bestimmt mit Zustimmung 

des Landtags seinen Stellvertreter aus der Zahl der 
Staatsminister. 

Art. 47 
(1) Der Ministerpräsident führt in der Staatsregie­

rung den Vorsitz und leitet ihre Geschäfte. 
(2) Er bestimmt die Richtlinien der Politik und 

trägt dafür die Verantwortung gegenüber dem 
Landtag. 

(3) Er vertritt Bayern nach außen. 
(4) Er übt in Einzelfällen das Begnadigungsrecht 

aus. Der Vollzug der Todesstrafe bedarf der Be-, 
stätigung der Staatsregierung. 

(5) Er unterbreitet dem Landtag die Vorlagen der 
Staatsregierung. 

Art. 48 
(1) Die Staatsregierung kann bei drohender Ge­

fährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
das Recht der öffentlichen freien Meinungsäußerung 
(Art. 110), die Pressefreiheit (Art. 111), das Brief-, 
Post-, Telegraphen- und Fernsprecbgeheimnis (Art. 
112) und die Versammlungsfreiheit (Art. 113) zu­
nächst auf die Dauer einer Woche einschränken oder 
aufheben. 

(2) Sie hat gleichzeitig die Einberufung des Land­
tags zu veranlassen, ihn von allen getroffenen Maß­
nahmen unverzüglich zu verständigen und diese auf 
Verlangen des Landtags ganz oder teilweise aufzu­
heben. Bestätigt der Landtag mit der Mehrheit sei­
ner gesetzlichen Mitgliederzahl die getroffenen Maß­
nahmen, so wird ihre Geltung um einen Monat ver­
längert. 

(3) Gegen die getroffenen Maßnahmen ist außer­
dem Beschwerde zum Bayerischen Verfassungs­
gerichtshof zulässig; dieser hat innerhalb einer 
Woche wenigstens eine vorläufige Entscheidung 
vi treffen. 

Art. 49 
(1) Die Geschäfte der Staatsregierung werden in 

folgende Geschäftsbereiche (Staatsministerien) auf­
geteilt: 

1. Inneres 
2. Justiz 
3. Unterricht und Kultus 
4. Finanzen 
5. Wirtschaft 
6. Landwirtschaft, Ernährung und Forsten 
7. Arbeit und soziale Fürsorge 
8. Verkehrsangelegenheiten, Post- und Telegra­

phenwesen. 
(2) Es können auch Minister für Sonderaufgaben, 

jedoch nicht mehr als zwei bestellt werden. 
(3) Die Zahl der Geschäftsbereiche kann auf Vor­

schlag des Ministerpräsidenten durch Beschluß des 
Landtags erhöht oder vermindert und ihre Abgren­
zung anders bestimmt werden. 

Art. 50 
(1) Jedem Staatsminister wird durch den Minister­

präsidenten ein Geschäftsbereich zugewiesen. Der 
Ministerpräsident kann sich selbst einen Geschäfts­
bereich vorbehalten. Vorübergehend kann der Mini­
sterpräsident mehrere Geschäftsbereiche selbst über­
nehmen oder einem Staatsminister zuweisen. 

(2) Jedem Minister wird ein Staatssekretär als 
Stellvertreter für einen bestimmten Geschäftsbereich 
zugewiesen. Die Staatssekretäre haben Sitz und 
Stimme in der Staatsregierung. 

• Art. 51 
(1) Gemäß den vom Ministerpräsidenten bestimm­

ten Richtlinien der Politik führt jeder Staatsmini­
ster seinen Geschäftsbereich selbständig und unter 
eigener Verantwortung gegenüber dem Landtag. 
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(2) Die Staatssekretäre sind an die Weisungen des 
Staatsministers, cem sie zugewiesen sind, gebun­
den. Im Falle der Verhinderung des Staatsministers 
handeln sie selbständig und unter eigener Verant­
wortung gegenüber dem Landtag, 

Art. 52 
Zur Unterstützung- des Ministerpräsidenten und 

der Staatsregierung in ihren verfassungsmäßigen 
Aufgaben besteht eine Staatskanzlei. Ihre Leitung 
kann einem eigenen Staatssekretär übertragen wer­
den. 

Art. 53 
Die Staatsregierung gibt sich eine Geschäftsord­

nung. In dieser wird die Zuweisung der Geschäfte 
an die einzelnen Geschäftsbereiche geregelt. Jede 
Aufgabe der Staatsverwaltung ist einem Geschäfts­
bereich zuzuteilen. 

Art. 54 
Die Staatsregierung faßt ihre Beschlüsse mit Stim­

menmehrheit der Abstimmenden. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des Ministerpräsi­
denten. Zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit 
der. Mehrheit der Mitglieder erforderlich. Kein Mit­
glied darf sich der Stimme enthalten. 

Art. 55 
Für die Geschäftsführung der Staatsregierung und 

der einzelnen Staatsministerien gelten folgende 
Grundsätze: 
1. Die Staatsregierung wird nach der Verfassung, 

den Gesetzen und dem Haushaltplan geführt. 
2. Der Staatsregierung und den einzelnen Staats­

ministerien obliegt der Vollzug der Gesetze und 
Beschlüsse des Landtags. Zu diesem Zwecke kön­
nen die erforderlichen Ausführung«- und Verwal­
tungsverordnungen von ihr erlassen \ /erden. 
Rechtsverordnungen, die über den Rahmen einer 
Ausführungsverordnung hinausgehen, bedürfen 
besonderer gesetzlicher Ermächtigung. 

3. Die Staatsregierung beschließt über alle dem 
Landtag zu unterbreitenden Vorlagen. 

4. Die Staatsregierung ernennt die leitenden Be­
amten der Staatsministerien und die Vorstände 
der den Ministerien unmittelbar untergeordneten 
Behörden, Die übrigen Beamten werden durch die 
zuständigen Staatsminister oder durch die von 
ihnen beauftragten Behörden ernannt. 

5. Die gesamte Staatsverwaltung ist der Staatsregie­
rung und den zuständigen Staatsministerien 
untergeordnet. Den Stäatsministerien obliegt auch 
im Rahmen der Gesetze die Aufsicht über die Ge­
meinden und Gemeindeverbände sowie die son­
stigen Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

. die öffentlich-rechtlichen Stiftungen. 
6. Jeder Staatsminister übt die Dienstaufsicht über 

die Behörden und Beamten seines Geschäfts­
bereichs aus. 

7. Jeder Staatsminister entscheidet über Verwal­
tungsbeschwerden im Rahmen seines Geschäfts­
bereichs. 

Art. 56 
Sämtliche Mitglieder der Staatsregierung leisten 

vor ihrem Amtsantritt vor dem Landtag einen Eid 
auf die Staatsverfassung. 

Art. 57 
Der Ministerpräsident, die Staatsminister und die 

Staatssekretäre dürfen ein anderes besoldetes Amt, 
einen Beruf oder ein Gewerbe nicht ausüben; sie 
dürfen nicht Mitglieder des Aufsichtsrats oder Vor­
stands einer privaten Erwerbsgesellschaft sein. Eine 
Ausnahme besteht für Gesellschaften, bei denen der 
überwiegende Einfluß des Staates sichergestellt ist. 

Art. 58 
Gehalt, Ruhegehalt und Hinterbliebenenversor­

gung der Mitglieder der Staatsregierung werden 
durch Gesetz geregelt. 

Art. 59 
Der Landtag ist berechtigt, den Ministerpräsiden­

ten, jeden Staatsminister und Staatssekretär vor 
dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof anzuklagen, 
daß sie vorsätzlich die Verfassung oder ein Gesetz 
verletzt haben. 

5. Abschnitt 
Der Verfassungsgerichtshof 

Art. 60 
Als oberstes Gericht für staatsrechtliche Fragen 

besteht der Bayerische Verfassungsgerichtshof. 

Art. 61 
(1) Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über 

Anklagen gegen ein Mitglied der Staatsregierung 
oder des Landtags. 

(2) Die Anklage gegen ein Mitglied der Staats­
regierung ist darauf gerichtet, daß die Verfassung 
oder ein Gesetz von ihm vorsätzlich verletzt wor­
den ist. 

(3) Die Anklage gegen ein Mitglied des Landtags 
ist darauf gerichtet, daß es in gewinnsüchtiger Ab­
sicht seinen Einfluß oder sein Wissen als Mitglied 
des Vertretungskörpers in einer das Ansehen der 
Volksvertretung gröblich gefährdeten Weise miß­
braucht hat oder daß es vorsätzlich Mitteilungen, 
deren Geheimhaltung in einer Sitzung des Landtags 
oder einer seiner Ausschüsse beschlossen worden ist, 
in der Voraussicht, daß sie öffentlich bekannt wer­
den, einem anderen zur Kenntnis gebracht'hat. 

(4) Die Erhebung der Anklage erfolgt durch den 
Landtag auf Antrag von einem Drittel der gesetz­
lichen Mitgliederzahl und bedarf einer Zweidrittel­
mehrheit dieser Zahl Jedes Mitglied der Staats­
regierung oder des Landtags kann Antrag gegen 
sich selbst stellen. 

Art. 62 
Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über den 

Ausschluß von Wählergruppen von Wahlen und Ab­
stimmungen (Art. 15 Abs. 2). 

Art. 63 
Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über die 

Gültigkeit der. Wahl der Mitglieder des Landtags 
und den Verlust der Mitgliedschaft zum Landtag, 
(Art. 33.) 

Art. 64 
Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Ver­

fassungsstreitigkeiten zwischen den obersten Staats­
organen oder in der Verfassung mit eigenen Rechten 
ausgestatteten Teilen eines obersten Staatsorgans. 

Art. 65 
Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über die 

Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen (Art. 92). 

Art. 66 
Der Verfassungsgerichtshof entscheidet über Be» 

schwerden wegen Verletzung der verfassungsmäßi­
gen Rechte durch eine Behörde (Art. 48 Abs. 3, 
Art. 120). 

Art. 67 
Der Verfassungsgerichtshof entscheidet ferner in 

den besonderen ihm durch Gesetz zugewiesenen 
Fällen. 

Art. 68 
(1) Der Verfassungsgerichtshof wird beim Ober­

landesgericht in München gebildet 
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(2) Der Gerichtshof setzt sich zusammen: 
a) In den in Art. 61 geregelten Fällen aus einem 

der Präsidenten der Bayerischen Oberlandes­
gerichte, acht Berufsrichtern, von denen drei 
dem Verwaltungsgerichtshof angehören, sowie 
zehn weiteren Mitgliedern, welche vom Land­
tag gewählt werden; 

b) in den Fällen des Art. 65 aus dem Präsidenten 
und acht Berufsrichtern, von denen drei dem 
Verwaltungsgerichtshof angehören; 

c) in den übrigen Fällen aus dem Präsidenten, 
drei Berufsrichtern, von denen zwei dem Ver­
waltungsgerichtshof angehören, und fünf vom 
Landtag gewählten Mitgliedern. 

(3) Der Präsident und die Berufsrichter werden 
vom Landtag gewählt. Sie können nicht Mitglieder 
des Landtags oder des Senats sein. 

Art. 69 
Die weiteren Bestimmungen über die Organisation 

des Gerichtshofs und über das Verfahren vor ihm 
sowie über die Vollstreckung seiner Urteile werden 
durch Gesetz geregelt. , 

6. Abschnitt 
Die Gesetzgebung 

Art. 70 
(1) Die für alle verbindlichen Gebote und Verbote 

bedürfen der Gesetzesform. 
(2) Auch der Staatshaushalt muß vom Landtag 

durch formelles Gesetz festgestellt werden. 
(3) Das Recht der Gesetzgebung kann vom Land­

tag nicht übertragen werden, auch nicht auf seine 
Ausschüsse. 

Art. 71 
Die Gesetzesvorlagen werden vom Ministerpräsi­

denten namens der Staatsregierung, aus der Mitte 
des Landtags, vom Senat oder vom Volk (Volksbe­
gehren) eingebracht. 

Art. 72 
(1) Die Gesetze werden vom Landtag oder vom 

Volk (Volksentscheid) beschlossen. 
(2) Staatsverträge werden vom Ministerpräsiden­

ten nach vorheriger Zustimmung des Landtags ab­
geschlossen. 

Art. 73 
Über den Staatshaushalt findet kein Volksent­

scheid statt. 
Art. 74 

(1) Ein Volksentscheid ist herbeizuführen, wenn 
ein Zehntel der stimmberechtigten Staatsbürger das 
Begehren nach Schaffung eines Gesetzes stellt. 

(2) Dem Volksbegehren muß ein ausgearbeiteter 
und mit Gründen versehener Gesetzentwurf zu­
grunde liegen. 

(3) Das Volksbegehren ist vom Ministerpräsiden­
ten namens der Staatsregierung unter Darlegung 
ihrer Stellungnahme dem Landtag zu unterbreiten. 

(4) Wenn der Landtag das Volksbegehren ablehnt, 
kann er dem Volk einen eigenen Gesetzentwurf zur 
Entscheidung mit vorlegen. 

1 (5) Rechtsgültige Volksbegehren sind von der 
Volksvertretung binnen drei Monaten nach Unter­
breitung zu behandeln und binnen weiterer drei 
Monate dem Volk zur Entscheidung vorzulegen. Der 
Ablauf dieser Fristen wird durch die Auflösung des 
Landtags gehemmt. 

(6) Die Volksentscheide über Volksbegehren finden 
gewöhnlich im Frühjahr oder Herbst statt. 

(7) Jeder dem Volk zur Entscheidung vorgelegte 
Gesetzentwurf ist mit einer Weisung der Staats­
regierung zu begleiten, die bündig und sachlich so­
wohl die Begründung der Antragsteller wie die Auf­
fassung der Staatsregierung über den Gegenstand 
darlegen soll. 

Art. 75 
(1) Die Verfassung kann nur im Wege der Gesetz­

gebung geändert werden. Anträge auf Verfassungs­
änderungen, die den demokratischen Grundgedan­
ken der Verfassung widersprechen, sind unzulässig. 

(2) Beschlüsse des Landtags auf Änderung der 
Verfassung bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der 
Mitgliederzahl. Sie müssen dem Volk zur Entschei­
dung vorgelegt werden. 

(3) Meinungsverschiedenheiten darüber, ob durch 
ein Gesetz die Verfassung geändert wird oder ob 
ein Antrag auf unzulässige Verfassungsänderung 
vorliegt, entscheidet der Bayerische Verfassungs­
gerichtshof. 

(4) Änderungen der Verfassung sind im Text der 
Verfassung oder in einem Anhang aufzunehmen. 

Art. 76 
(1) Die verfassungsmäßig zustande gekommenen 

Gesetze werden vom Ministerpräsidenten ausgefer­
tigt und auf seine Anordnung binnen Wochenfrist 
im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt be­
kanntgemacht. 

(2) In jedem Gesetz muß der Tag bestimmt sein, 
an dem es in Kraft tritt. 

7. Abschnitt 
Die Verwaltung 

Art. 77 
(1) Die Organisation der allgemeinen Staatsver­

waltung, die Regelung der Zuständigkeiten und die 
Art der Bestellung der staatlichen Organe erfolgen 
durch Gesetz. Die Einrichtung der Behörden im ein­
zelnen obliegt der Staatsregierung und auf Grund 
der von ihr erteilten Ermächtigung den einzelnen 
Staatsministerien. 

(2) Für die Organisation der Behörden und die 
Regelung ihres Verfahrens hat als Richtschnur zu 
dienen, daß unter Wahrung der notwendigen Ein­
heitlichkeit der Verwaltung alle entbehrliche Zen­
tralisation vermieden, die Entschlußkraft und die 
Selbstverantwortung der Organe gehoben wird und 
die Rechte der Einzelperson genügend gewahrt wer­
den. 

Art. 78 
(1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates 

müssen für jedes Jahr veranschlagt und in den Haus­
haltplan eingestellt werden. 

(2) Ausgaben, die zur Deckung der Kosten be­
stehender bereits bewilligter Einrichtungen und zur 
Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen des Staates 
erforderlich sind, müssen in den Haushaltplan ein­
gestellt werden. 

(3) Der Haushaltplan wird vor Beginn des Rech­
nungsjahrs durch Gesetz festgestellt. 

(4) Wird der Staatshaushalt im Landtag nicht 
rechtzeitig verabschiedet, so führt die Staatsregie­
rung den Haushalt zunächst nach dem Haushalt­
plan des Vorjahrs weiter. 

(5) Beschlüsse des Landtags, welche die im Ent­
wurf des Haushaltplans eingesetzten Ausgaben er­
höhen, sind auf Verlangen der Staatsregierung noch 
einmal zu beraten. Diese Beratung darf ohne Zu­
stimmung der Staatsregierung nicht vor Ablauf von 
14 Tagen stattfinden. 

(6) Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr, 
in besonderen Fällen auch für eine längere Dauer 
bewilligt. 

vo 
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Art. 79 
Eine Angelegenheit, welche Ausgaben verursacht, 

für die im festgesetzten Haushaltplan kein entspre­
chender Betrag eingestellt ist, darf seitens des Land­
tags nur in Beratung gezogen und beschlossen wer­
den, wenn gleichzeitig für die notwendige Deckung 
gesorgt wird. 

Art. 80 
Über die Verwendung aller Staatseinnahmen legt 

der Staatsminister der Finanzen im folgenden Rech­
nungsjahr zur Entlastung der Staatsregierung dem 
Landtag Rechnung. Die Rechnungsprüfung erfolgt 
durch einen mit richterlicher Unabhängigkeit aus­
gestatteten Rechnungshof. Das Nähere wird durch 
Gesetz geregelt. 

Art. 81 
Das Grundstockvermögen des Staates darf in sei­

nem Wertbestand nur auf Grund eines Gesetzes 
verringert werden. Der Erlös aus der Veräußerung 
von Bestandteilen des Grundstockvermögens ist zu 
Neuerwerbungen für dieses Vermögen zu verwen­
den. 

Art. 82 
Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei 

außerordentlichem Bedarf beschafft werden. Alle. 
Kreditbeschaffungen und Kreditgewährungen oder 
Sicherheitsleistungen zu Lasten des Staates, deren 
Wirkung über ein Jahr hinausgeht, erfordern ein 
Gesetz. 

Art. 83 
(1) In den eigenen Wirkungskreis der Gemeinden 

(Art. 11 Abs. 2) fallen insbesonders die Verwaltung 
des Gemeindevermögens und der Gemeindebetriebe; 
der örtliche Verkehr nebst Straßen- und Wegebau; 
die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser, Licht, 
Gas und elektrischer Kraft; Einrichtungen zur 
Sicherung der Ernährung; Ortsplanung, Wohnungs­
bau und Wohnungsaufsicht; örtliche Polizei, Feuer­
schutz; örtliche Kulturpfiege; Volks- und Berufs­
schulwesen und Erwachsenenbildung; Vormund­
schaftswesen und Wohlfahrtspflege; örtliches Ge­
sundheitswesen; Ehe- und Mütterberatung sowie 
Säuglingspflege; Schulhygiene und körperliche Er­
tüchtigung der Jugend; öffentliche Bäder; Toten­
bestattung; Erhaltung ortsgeschichtlicher Denk­
mäler und Bauten. 

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, einen Haus­
haltplan aufzustellen. Sie haben das Recht, ihren 
Bedarf durch öffentliche Abgaben zu decken. 

(3) Bei Übertragung staatlicher Aufgaben an die 
Gemeinden sind gleichzeitig die notwendigen Mittel 
zu erschließen. 

(4) Die Gemeinden unterstehen der Aufsicht der 
Staatsbehörden. In den Angelegenheiten des eige­
nen Wirkungskreises der Gemeinden wacht der 
Staat nur über die Erfüllung der gesetzlichen Pflich­
ten und die Einhaltung der gesetzlichen Vorschrif­
ten durch die Gemeinden. In den Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungskreises sind die Ge­
meinden überdies an die Weisungen der übergeord­
neten Staatsbehörden gebunden. Der Staat schützt 
die Gemeinden bei Durchführung ihrer Aufgaben. 

(5) Verwaltungsstreitigkeiten zwischen den Ge­
meinden und dem Staate werden von den Verwal­
tungsgerichten entschieden. 

(6) Die Bestimmungen der Abs. 2 mit 5 gelten auch 
für die Gemeindeverbände. 

8. Abschnitt 
Die Rechtspflege 

Art. 84 
Die allgemein anerkannten Grundsätze des Völ­

kerrechts gelten als Bestandteil des einheimischen 
Rechts. 

Art. 85 
Die Richter sind nur dem Gesetz unterworfen. 

Art. 86 , 
(1) Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand 

darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
(2) Gerichte für besondere Sachgebiete sind nur 

kraft gesetzlicher Bestimmung zulässig. 

Art. 87 
(1) Die Richter können gegen ihren Willen nur 

kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Grün­
den und unter den Formen, die gesetzlich bestimmt 
sind, dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben 
oder an eine andere Stelle oder in den Ruhestand 
versetzt werden. Die gesetzliche Bestimmung einer 
Altersgrenze ist zulässig. 

(2) Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
werden auf Lebenszeit ernannt. 

Art. 88 
An der Rechtspflege sollen Männer und Frauen 

aus dem Volke mitwirken. Ihre Zuziehung und die 
Art ihrer Auswahl wird durch Gesetz geregelt. 

Art. 89 
Die öffentlichen Ankläger vor den Strafgerichten 

sind an die Weisungen ihrer vorgesetzten Behörde 
gebunden. 

Art. 90 
Die Verhandlungen vor allen Gerichten sind öf­

fentlich. Bei Gefährdung der Staatssicherheit oder 
der öffentlichen Sicherheit kann die Öffentlichkeit 
durch Gerichtsbeschluß ausgeschlossen werden. 

Art. 91 
(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf 

rechtliches Gehör. 
(2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung An­

geklagte kann sich eines Verteidigers bedienen. 

Art. 92 
Hält der Richter ein Gesetz für verfassungswidrig, 

so hat er die Entscheidung des Verfassungsgerichts­
hofs herbeizuführen. 

Art. 93 
Verwaltungsrechtliche Streitigkeiten entscheiden 

die Verwaltungsgerichte. 

9. Abschnitt 
Die Beamten 

Art. 94 
(1) Die Beamten des Staates, der Gemeinden und 

Gemeindeverbände werden nach Maßgabe der Ge­
setze vom Volk gewählt oder von den zuständigen 
Behörden ernannt. 

(2) Die öffentlichen Ämter stehen allen wahlbe­
rechtigten Staatsbürgern nach ihrer charakterlichen 
Eignung, nach ihrer Befähigung und ihren Leistun­
gen offen, die, soweit möglich, durch Prüfungen im 
Wege des Wettbewerbs festgestellt werden. Für die 
Beförderung des Beamten gelten dieselben Grund­
sätze. 

Art. 95 
(1) Die Grundlagen des Beamtenverhältnisses 

werden durch Gesetz geregelt. Das Berufsbeamten­
tum wird grundsätzlich aufrechterhalten. 

(2) Den Beamten steht für die Verfolgung ihrer 
vermögensrechtlichen Ansprüche der ordentliche 
Rechtsweg offen. 
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(3) Gegen jedes dienstliche Straferkenntnis muß 
der Beschwerdeweg und ein Wiederaufnahmever­
fahren offenstehen. 

(4) In die Nachweise über die Person des Beamten 
dürfen ungünstige Tatsachen erst eingetragen wer­
den, wenn der Beamte Gelegenheit gehabt hat, sich 
über sie zu äußern. Die Äußerung des Beamten ist 
in den Personalnachweis mit aufzunehmen. 

(5) Jeder Beamte hat das Recht, seine sämtlichen 
Personalnachweise jederzeit einzusehen. 

Art. 96 
Die Beamten sind Diener des ganzen Volkes, nicht 

einer einzelnen Partei. Der Beamte hat sich jeder­
zeit zum demokratisch-konstitutionellen Staat zu 
bekennen und zu ihm innerhalb und außerhalb des 
Dienstes zu stehen. 

Art. 97 
Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anver­

trauten öffentlichen Gewalt schuldhaft die ihm 
einem anderen gegenüber obliegende Amtspflicht, 
so haftet für die Folgen der Staat oder diejenige 
öffentliche Körperschaft, in deren Diensten der Be­
amte steht. Der Rückgriff gegen den Beamten bleibt 
vorbehalten. Der ordentliche Rechtsweg darf nicht 
ausgeschlossen werden. 

Z W E I T E R H A U P T T E I L . 
Grundrechte und Grundpfiichten. 

Ar t 98 
Die durch die Verfassung gewährleisteten Grund­

rechte dürfen grundsätzlich nicht eingeschränkt 
werden. Einschränkungen durch Gesetz sind nur zu­
lässig, wenn die öffentliche Sicherheit, Sittlichkeit, 
Gesundheit und Wohlfahrt es zwingend erfordern. 
Sonstige Einschränkungen sind nur unter den Vor­
aussetzungen des Art. 48 zulässig. Der Verfassungs­
gerichtshof hat Gesetze und Verordnungen für nich­
tig zu erklären, uie ein Grundrecht verfassungs­
widrig einschränken. 

Art. 99 
Die Verfassung dient dem Schutz und dem geisti­

gen und leiblichen Wohl aller Einwohner. Ihr Schutz 
gegen Angriffe von außen ist gewährleistet durch 
das Völkerrecht, nach innen durch die Gesetze, die 
Rechtspflege und die Polizei. 

Art. 100 
Die Würde der menschlichen Persönlichkeit ist in 

Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege zu 
achten. 

Art. 101 
Jedermann hat die Freiheit, innerhalb der Schran­

ken der Gesetze und der guten Sitten alles zu tun, 
was anderen nicht schadet. 

Art. 102 
(1) Die Freiheit der Person ist unverletzlich. 
(2) Jeder von der öffentlichen Gewalt Festgenom­

mene ist spätestens am Tage nach der Festnahme 
dem zuständigen Richter vorzuführen. Dieser hat 
dem Festgenommenen mitzuteilen, von welcher Be­
hörde und aus welchen Gründen die Festnahme ver­
fügt worden ist, und ihm Gelegenheit zu geben, 
Einwendungen gegen die Festnahme zu erheben. Er 
hat gegen den Festgenommenen entweder Haftbe­
fehl zu erlassen oder ihn unverzüglich in Freiheit 
zu setzen. 

Art. 103 
(1) Eigentumsrecht und Erbrecht werden gewähr- { 

leistet. I 

(2) Eigentumsordnung und Eigentumsgebrauch 
haben auch dem Gemeinwohl zu dienen. 

Art. 104 
(1) Eine Handlung kann nur dann mit Strafe be­

legt werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich be­
stimmt war, bevor die Handlung begangen wurde. 

(2) Niemand darf wegen derselben Tat zweimal 
gerichtlich bestraft werden. 

Art. 105 
Ausländer, die unter Nichtbeachtung der in dieser 

Verfassung niedergelegten Grundrechte im Ausland 
verfolgt werden und nach Bayern geflüchtet sind, 
dürfen nicht ausgeliefert und ausgewiesen werden. 

Art. 106 
(1) Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch auf 

eine angemessene Wohnung. 
(2) Die Förderung des Baues billiger Volkswoh­

nungen ist Aufgabe des Staates und der Gemein­
den. 

(3) Die Wohnung ist für jedermann eine Freistätte 
und unverletzlich. 

Art. 107 • 
(1) Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist ge­

währleistet. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung steht unter 

staatlichem Schutz. 
(3) Durch das religiöse Bekenntnis wird der Ge­

nuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beschränkt. Den staatsbürger­
lichen Pflichten darf es keinen Abbruch tun. 

(4) Die Zulassung zu den öffentlichen Ämtern ist 
von dem religiösen Bekenntnis unabhängig. 

(5) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Über­
zeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur 
soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft zu fragen, als davon Rechte 
und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich ange­
ordnete statistische Erhebung dies erfordert. 

(6) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung 
oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder 
Feierlichkeiten oder zur Benutzung einer religiösen 
Eidesformel gezwungen werden. 

Art. 108 
Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind 

frei. 
Art. 109 

(1) Alle Bewohner Bayerns genießen volle Frei­
zügigkeit. Sie haben das Recht, sich an jedem be­
liebigen Ort aufzuhalten und niederzulassen, Grund­
stücke zu erwerben und jeden Erwerbszweig zu be­
treiben. 

(2) Alle Bewohner Bayerns sind berechtigt, nach 
außerdeutschen Ländern auszuwandern. 

Art. 110 
(1) Jeder Bewohner Bayerns hat das Recht, seine 

Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in 
sonstiger Weise frei zu äußern. An diesem Recht 
darf ihn kein Arbeits- und Anstellungsvertrag hin­
dern und niemand darf ihn benachteiligen, wenn er 
von diesem Recht Gebrauch macht. 

(2) Die Bekämpfung von Schmutz und Schund ist 
Aufgabe des Staates und der Gemeinden. 

Art. 111 
(1) Die Presse hat die Aufgabe, im Dienst des 

demokratischen Gedankens über Vorgänge, Zustände 
! und Einrichtungen und Persönlichkeiten des öffent-
I liehen Lebens wahrheitsgemäß zu berichten. 
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(2) Vorzensur ist verboten. Gegen polizeiliche Ver­
fügungen, welche die Pressefreiheit berühren, kann 
gerichtliche Entscheidung verlangt werden; 

Art. 112 
(1) Das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fern­

sprechgeheimnis ist unverletzlich. 
(2) Beschränkungen des Rundfunkempfanges so­

wie des Bezuges von Druck-Erzeugnissen sind un­
zulässig. 

Art. 113 
Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich 

ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis friedlich 
und unbewaffnet zu versammeln. 

Art. 114 
(1) Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, Ver­

eine und Gesellschaften zu bilden. 
(2) Vereine und Gesellschaften, die rechts- oder 

sittenwidrige Zwecke verfolgen oder solche Mittel 
gebrauchen oder die darauf ausgehen, die staats­
bürgerlichen Freiheiten zu vernichten oder gegen 
Volk, Staat oder Verfassung Gewalt anzuwenden, 
können verboten werden. 

(3) Der Erwerb der Rechtsfähigkeit steht jedem 
Verein gemäß den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts frei. 

Art. 115 
Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich 

schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zu­
ständigen Behörden oder an den Landtag zu wenden. 

Art. 116 
Alle Staatsangehörigen ohne Unterschied sind ent­

sprechend ihrer Befähigung und ihren Leistungen 
zu den öffentlichen Ämtern zuzulassen. 

Art. 117 
Der ungestörte Genuß der Freiheit für jeder­

mann hängt davon ab, daß alle ihre Treuepflicht 
gegenüber Volk und Verfassung, Staat und Ge­
setzen erfüllen. Alle haben die Verfassung und die 
Gesetze zu achten und zu befolgen, an den öffent­
lichen Angelegenheiten Anteil zu nehmen und ihre 
körperlichen und geistigen Kräfte so zu betätigen, 
wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert. 

Art. 118 
(1) Vor dem Gesetz sind alle gleich. Die Gesetze 

verpflichten jeden in gleicher Weise, und jeder ge­
nießt auf gleiche Weise den Schutz der Gesetze. 

(2) Männer und Frauen haben grundsätzlich die­
selben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 

(3) Alle öffentlich-rechtlichen Vorrechte und Nach­
teile der Geburt oder des Standes sind aufgehoben. 
Adelsbezeichnungen gelten nur als Bestandteil des 
Namens; sie dürfen nicht mehr verliehen und kön­
nen durch Adoption nicht mehr erworben werden. 

(4) Titel dürfen nur verliehen werden, wenn sie 
mit einem Amt oder einem Beruf in Verbindung 
stehen. Sie sollen außerhalb des Amtes oder Beruis 
nicht geführt werden. Akademische Grade fallen 
nicht unter dieses Verbot. 

(5) Orden und Ehrenzeichen dürfen vom Staat 
nur nach Maßgabe der Gesetze verliehen werden. 

Art. 121 
Alle Bewohner Bayerns sind zur Übernahme von 

Ehrenämtern, insbesondere als Vormund, Waisen-
rat, Jugendpfleger, Schöffe und Geschworener ver­
pflichtet. Das Nähere bestimmen die Gesetze. 

Art. 122 
Bei Unglücksfällen, Notständen und Naturkata­

strophen und im nachbarlichen Verkehr sind alle 
nach Maßgabe der Gesetze zur gegenseitigen Hilfe 
verpflichtet. 

Art. 123 
(1) Alle sind im Verhältnis ihres Einkommensund 

Vermögens und unter Berücksichtigung ihrer Unter­
haltspflicht zu den öffentlichen Lasten heranzu­
ziehen. 

(2) Verbrauchssteuern und Besitzsteuern müssen 
zueinander in einem angemessenen Verhältnis 
stehen. 

(3) Die Erbschaftssteuer dient auch dem Zwecke, 
die Ansammlung von Riesenvermögen in den Hän­
den einzelner zu verhindern. Sie ist nach dem Ver-
wandtschaftsverhältnis zu staffeln. 

DRITTER HAUPTTEIL. 
Das Gemeinschaftsleben. 

1. Abschnitt 
Ehe und Familie 

Art. 124 
(1) Ehe und Familie sind die natürliche und sitt­

liche Grundlage der menschlichen Gemeinschaft und 
stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. 

(2) Mann und Frau haben in der Ehe grundsätz­
lich die gleichen bürgerlichen Rechte und Pflichten. 

Art. 125 
(1) Gesunde Kinder sind das köstlichste Gut eines 

Volkes. Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz 
und die Fürsorge des Staates. 

(2) Die Reinhaltung, Gesundung und soziale För­
derung der Familie 1st gemeinsame Aufgabe des 
Staates und der Gemeinden. 

(3) Kinderreiche Familien haben Anspruch auf 
angemessene Fürsorge, insbesondere auf gesunde 
Wohnungen. 

Art. 126 
(1) Die Eltern haben das natürliche Recht und die 

oberste Pflicht, ihre Kinder zur leiblichen, geistigen 
und seelischen Tüchtigkeit zu erziehen. Sie sind 
darin durch Staat und Gemeinden zu unterstützen. 
In persönlichen Erziehungsfragen gibt der Wille der 
Eltern den Ausschlag. 

(2) Uneheliche Kinder haben den gleichen An­
spruch auf Förderung wie eheliche Kinder. 

(3) Die Jugend ist gegen Ausbeutung sowie gegen 
sittliche, geistige und körperliche Verwahrlosung 
durch staatliche und gemeindliche Maßnahmen und 
Einrichtungen zu schützen. Fürsorgeerziehung ist 
nur auf gesetzlicher Grundlage zulässig. 

Art. 127 
Das eigene Recht der Religionsgemeinschaften und 

staatlich anerkannten weltanschaulichen Gemein­
schaften auf einen angemessenen Einfluß bei der 
Erziehung der Kinder ihres Bekenntnisses oder ihrer 
Weltanschauung wird unbeschadet des Erziehungs­
rechtes der Eltern gewährleistet 

Art. 119 
Rassen- und Völkerhaß zu entfachen ist verboten 

und strafbar. 
Art. 120 

Jeder Bewohner Bayerns, der sich durch eine Be­
hörde in seinen verfassungsmäßigen Rechten ver­
letzt fühlt, kann den Schutz des bayerischen Ver­
fassungsgerichtshofes anrufen. 
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2. Abschnitt 
Bildung und Schule 

Art. 128 
/\4rt'i28 W Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch darauf, 

eine seiner erkennbaren Fähigkeiten und seiner 
Schul- j n n e r e n Berufung entsprechende Ausbildung zu er-

g halten. 
57,105 (2) Begabten ist der Besuch von Schulen und Hoch-
JBkifjt schulen, nötigenfalls aus öffentlichen Mitteln zu er-
r'lJh möglichen. 

Art. 129 
(1) Alle Kinder sind zum Besuch der Volksschule 

und der Berufsschule verpflichtet. 
(2) Der Unterricht an diesen Schulen ist unent­

geltlich. 
Art. 130 

(1) Das gesamte Schul- und Bildungswesen steht 
unter der Aufsicht des Staates, er kann daran die 
Gemeinden beteiligen. 

(2) Die Schulaufsicht wird durch hauptamtlich 
tätige, fachmännisch vorgebildete Beamte ausgeübt. 

Art. 131 
(1) Die Schulen sollen nicht nur Wissen und Kön­

nen vermitteln, sondern auch Herz und Charakter 
bilden. 

(2) Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor Gott, 
Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der 
Würde des Menschen, Selbstbeherrschung, Verant­
wortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, 
Hilfsbereitschaft und Aufgeschlossenheit für alles 
Wahre, Gute und Schöne. 

(3) Die Schüler sind im Geiste der Demokratie, in 
der Liebe zur bayerischen Heimat und zum deut­
schen Volk und im Sinne der Völkerversöhnung zu 
erziehen. 

(4) Die Mädchen sind außerdem in der Säuglings­
pflege, Kindererziehung und Hauswirtschaft beson­
ders zu unterweisen. 

Art. 132 
Für den Aufbau des Schulwesens ist die Mannig­

faltigkeit der Lebensberufe, für die Aufnahme eines 
Kindes in eine bestimmte Schule sind seine An­
lagen, seine Neigung, seine Leistung und seine 
innere Berufung maßgebend, nicht aber die wirt­
schaftliche und gesellschaftliche Stellung der Eltern. 

Art. 133 ' 
(1) Für die Bildung der Jugend ist durch öffent­

liche Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung 
wirken Staat und Gemeinde zusammen. Auch die 
anerkannten Religionsgemeinschaften und welt­
anschaulichen Gemeinschaften sind Bildungsträger. 

(2) Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben 
grundsätzlich die Rechte und Pflichten der Staats­
beamten. 

Art. 134 
(1) Privatschulen müssen den an die öffentlichen 

Schulen gestellten Anforderungen entsprechen. Sie 
können nur mit Genehmigung des Staates errichtet 
und betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die 
Schule in ihren Lehrzielen (Art. 131) und Einrich­
tungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung 
ihrer Lehrer nicht hinter den gleichartigen öffent­
lichen Schulen zurücksteht, wenn die wirtschaftliche 
und rechtliche Stellung der Lehrer genügend ge­
sichert ist und gegen die Person des Schulleiters 
keine Bedenken bestehen. 

(3) Private Volksschulen dürfen nur unter beson­
deren Voraussetzungen zugelassen werden. Diese 
^Voraussetzungen liegen besonders vor, wenn den 
Erziehungsberechtigten eine öffentliche Schule ihres 
Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung nicht zur 
Verfügung steht. 

Art. 135 
(1) Die öffentlichen Volksschulen sind Bekenntnis­

oder Gemeinschaftsschulen. Die Wahl der Schulart 
steht den Erziehungsberechtigten frei. Gemein-
Schaftsschulden sind jedoch nur an Orten mit bekennt­
nismäßig gemischter Bevölkerung auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten zu errichten. 

(2) An den Bekenntnisschulen werden nur solche 
Lehrer verwendet, die geeignet und bereit sind, die 
Schüler nach den Grundsätzen des betreffenden Be­
kenntnisses zu unterrichten und zu erziehen. 

Art. 136 
(1) An allen Schulen sind beim Unterricht die 

religiösen Empfindungen aller zu achten. 
(2) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehr­

fach aller Volksschulen, Berufsschulen, mittleren 
und höheren Lehranstalten. Er wird erteilt in Über­
einstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Kein Lehrer kann gezwungen oder gehindert 
werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

(4) Die Lehrer bedürfen der Bevollmächtigung 
durch die Religionsgemeinschaften zur Erteilung des 
Religionsunterrichts. 

(5) Die erforderlichen Schulräume sind zur Ver­
fügung zu stellen. ' 

Art. 137 
(1) Die Teilnahme am Religionsunterricht und an 

kirchlichen Handlungen und Feierlichkeiten bleibt 
der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten, 
vom vollendeten 18. Lebensjahr ab der Willens­
erklärung der Schüler überlassen. 

(2) Für Schüler, die nicht am Religionsunterricht 
teilnehmen, ist ein Unterricht über die allgemein 
anerkannten Grundsätze der Sittlichkeit einzurichten. 

Art. 138 
(1) Die Errichtung und Verwaltung der Hochschu­

len ist Sache des Staates. Eine Ausnahme bilden die 
kirchlichen Hochschulen (Art. 150 Abs. 1). Weitere 
Ausnahmen bedürfen Staatlicher Genehmigung. 

(2) Die Hochschulen haben das Recht der Selbst­
verwaltung. Die Studierenden sind daran zu be­
teiligen, soweit es sich um ihre Angelegenheiten 
handelt. 

Art. 139 
Die Erwachsenenbildung ist durch Volkshochschu­

len und sonstige mit öffentlichen Mitteln unter­
stützte Einrichtungen zu fördern. 

Art. 140 
(1) Kunst und Wissenschaft sind von Staat und 

Gemeinde zu fördern. 
(2) Sie haben insbesonders Mittel zur Unterstüt­

zung schöpferischer Künstler, Gelehrter und Schrift­
steller bereitzustellen, die den Nachweis ernster 
künstlerischer oder kultureller Tätigkeit erbringen. 

Art. 141 
(1) Die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und 

der Natur sowie die Landschaft genießen öffent­
lichen Schutz und die Pflege des Staates, der Ge­
meinden und der Körpersdiaften des öffentlichen 
Rechts. Herabgewürdigte Denkmäler der Kunst und 
der Geschichte sind möglichst ihrer früheren Be­
stimmung wieder zuzuführen. Die Abwanderung 
deutschen Kunstbesitzes ins Ausland ist zu verhüten. 

(2) Der deutsche Wald, kennzeichnende Orts- und 
Landschaftsbilder und die einheimischen Tier- und 
Pflanzenarten sind möglichst zu schonen und zu er­
halten. 
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(3) Der Genuß der Naturschönhei ten und die E r ­
holung in der freien Natur , insbesondere das Be­
t re ten von Wald und Bergweide, das Befahren der 
Gewässer und die Aneignung wildwachsender Wald­
früchte in ortsüblichem Umfang ist j ede rmann ge ­
stat tet . S taa t und Gemeinde sind berechtigt und 
verpflichtet, de r Allgemeinheit die Zugänge zu Ber ­
gen, Seen, Flüssen und sonstigen landschaftlichen 
Schönheiten frei zu ha l ten und allenfalls durch Ein­
schränkungen des Eigentumsrechts frei zu machen 
sowie Wanderwege und Erholungsparks anzulegen. 

3. Abschnitt 
Religion und Religionsgemeinschaften 

Art . 142 
(1) Es besteht keine Staatskirche. 
(2) Die Freihei t der Vereinigung zu gemeinsamer 

Hausandacht , zu öffentlichen Kul thand lungen und 
Religionsgemeinschaften sowie deren Zusammen­
schluß innerha lb Bayerns unter l iegen im Rahmen 
der allgemein gel tenden Gesetze keinerlei Beschrän­
kung. 

(3) Kirchen und ane rkann te Religionsgemeinschaf­
ten sowie solche weltanschauliche Gemeinschaften, 
de ren Bes t rebungen den allgemein gel tenden G e ­
setzen nicht widersprechen, sind von staatl icher Be­
vo rmundung frei. Sie o rdnen und ve rwal ten ihre 
Angelegenhei ten innerha lb der Schranken der für 
alle gel tenden Gesetze selbständig. Sie verleihen 
ihre Ämter ohne Mi twi rkung des Staa tes oder der 
politischen Gemeinde. 

Art. 143 
(1) Die Religionsgemeinschaften und wel tanschau­

lichen Gemeinschaften e rwerben die Rechtsfähigkeit 
nach den Vorschriften des bürgerl ichen Rechts. 

(2) Kirchen und ane rkann te Religionsgemeinschaf­
ten bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
soweit sie es bisher waren. Anderen ane rkann ten 
Religionsgemeinschaften sowie solchen wel tanschau­
lichen Gemeinschaften, de ren Bes t rebungen den a l l ­
gemein gel tenden Gesetzen nicht widersprechen, 
sind nach einer Bestandszeit von fünf J a h r e n auf 
A n t r a g die gleichen Rechte zu gewähren. 

(3) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie 
weltanschauliche Gemeinschaften, die Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts sind, dürfen auf Grund 
der öffentlichen Steuerl is ten Steuern erheben. 

Art . 144 
(1) In der Erfüllung ihrer Amtspflichten genießen 

die Geistlichen den Schutz des Staates . 
(2) Jede öffentliche Verächtl ichmachung der Reli­

gion, ihrer Einrichtungen, der Geistlichen und O r ­
densleute in ihrer Eigenschaft als Religionslehrer 
ist verboten und strafbar. 

(3) Geistliche können vor Gerichten und anderen 
Behörden nicht u m Auskunft über Tatsachen ange­
hal ten werden, die ihnen in ih re r Eigenschaft als 
Seelsorger a n v e r t r a u t worden sind. 

Art . 145 

(1) Die auf Gesetz, Vert rag oder ande ren Rechts­
t i te ln be ruhenden bisherigen Leis tungen des Staates 
oder der politischen Gemeinden an die Religions­
gemeinschaften bleiben aufrechterhal ten. 

(2) Neue freiwillige Leis tungen des Staates , der 
polit ischen Gemeinden und Gemeindeverbände an 
eine Religionsgemeinschaft werden durch Zuschlage 
zu den S taa t ss teuern und Umlagen der Angehörigen 
dieser Religionsgemeinschaft aufgebracht. 

Art . 146 
Das Eigentum und ande re Rechte der Religions­

gemeinschaften, religiöser Vereine, Orden, Kongre ­

gationen, weltanschaulicher Gemeinschaften an ih ren 
für Kul tus - , Unter r ich ts - und Wohltät igkeitszwecke 
bes t immten Anstal ten, Stif tungen und sonstigen Ver ­
mögen werden gewährleis tet . 

Art . 147 
Die Sonntage und staatlich ane rkann ten Feier tage 

bleiben als Tage der seelischen Erhebung und der 
Arbei t s ruhe gesetzlich geschützt. 

Art. 148 
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seel­

sorge in Krankenhäuse rn , S t rafans ta l ten oder sonst i­
gen öffentlichen Ansta l ten besteht , sind die Rel i ­
gionsgemeinschaften zur Vornahme religiöser H a n d ­
lungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhal ­
ten ist. 

Art . 149 
(1) Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, daß j e ­

der Verstorbene schicklich beerdigt werden kann . 
Über die Mi twirkung der Religionsgemeinschaften 
haben diese selbst zu best immen. 

(2) In Friedhöfen, die nu r für einzelne Religions­
gemeinschaften best immt sind, ist die Beisetzung 
Andersgläubiger un te r den für sie üblichen Formen 
und ohne räumliche Absonderung zu gestat ten, wenn 
ein ande re r geeigneter Begräbnisplatz nicht v o r h a n ­
den ist. 

(3) Im übrigen bemißt sich der Simul tangebrauch 
der Kirchen und Friedhöfe nach bisher igem Recht, 
soweit nicht durch Gesetz Abänderungen getroffen 
werden. 

Art. 150 
(1) Die Kirchen haben das Recht, ihre Geistlichen 

auf eigenen kirchlichen Hochschulen auszubilden 
und fortzubilden. 

(2) Die theologischen Fakul tä ten an den Hoch­
schulen bleiben erhal ten. 

V I E R T E R H A U P T T E I L 
Wirtschaft und Arbeit . 

1. Abschnitt 
Die Wirtschaftsordnung 

Art. 151 
(1) Die gesamte wirtschaftliche Tätigkeit dient 

dem Gemeinwohl , insbesonders der Gewähr le is tung 
eines menschenwürdigen Daseins für alle und der 
al lmählichen Erhöhung der Lebenshal tung al ler 
Volksschichten. 

(2) Innerha lb dieser Zwecke gilt Vertragsfreiheit 
nach Maßgabe der Gesetze. Die Freiheit der E n t ­
wicklung persönlicher Entschlußkraft und die F r e i ­
heit der selbständigen Betät igung des einzelnen in 
der -Wirtschaft wird grundsätzlich anerkann t . Die 
wirtschaftliche Freihei t des einzelnen findet ihre 
Grenze in der Rücksicht auf den Nächsten und auf 
die sittlichen Forderungen des Gemeinwohls . G e ­
meinschädliche und unsittliche Rechtsgeschäfte, ins ­
besonders alle wirtschaftlichen Ausbeutungsver t räge 
sind rechtswidrig und nichtig. 

Art . 152 
Die geordnete Hers te l lung und Vertei lung de r 

wirtschaftlichen Güter zur Deckung des no twendigen 
Lebensbedarfes der Bevölkerung wird vom S taa t 
überwacht . I h m obliegt die Sicherstel lung der V e r ­
sorgung des Landes mit e lektr ischer Kraft . 

Ar t . 153 
Die selbständigen Kleinbet r iebe und Mi t te l s tands­

bet r iebe in Landwirtschaft , H a n d w e r k , Hande l , G e ­
werbe und Indus t r ie sind in der Gesetzgebung u n d 
Verwal tung zu fördern u n d gegen Über las tung u n d 
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Aufsaugung zu schützen. Sie sind in ihren Bestre­
bungen, ihre wirtschaftliche Freiheit und Unabhän­
gigkeit sowie ihre Entwicklung durch genossen­
schaftliche Selbsthilfe zu sichern, vom Staat zu 
unterstützen. Der Aufstieg tüchtiger Kräfte aus 
nichtselbständiger Arbeit zu selbständigen Existen­
zen ist zu fördern. 

Art. 154 
Die auf demokratischer Grundlage aus den Krei­

sen der Berufsverbände gewählten Selbstverwal­
tungsorgane der Wirtschaft nehmen an den wirt­
schaftlichen Gestaltungsaufgaben teil. Das Nähere 
bestimmt ein Gesetz. 

Art. 155 
Zum Zweck einer möglichst gleichmäßigen Be­

friedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse aller 
Bewohner können unter Berücksichtigung der Le­
bensinteressen der selbständigen, produktiv tätigen 
Kräfte der Wirtschaft durch Gesetz besondere Be­
darfsdeckungsgebiete gebildet und dafür Körper­
schaften des öffentlichen Rechts auf genossenschaft­
licher Grundlage errichtet werden. Sie haben im 
Rahmen der Gesetze das Recht auf Selbstverwaltung. 

Art. 156 
Der Zusammenschluß von Unternehmungen zum 

Zwecke der Zusammenballung wirtschaftlicher Macht 
und der Monopolbildung ist unzulässig. Insbesondere 
sind Kartelle, Konzerne und Preisabreden verboten, 
welche die Ausbeutung der breiten Massen der Be­
völkerung oder die Vernichtung selbständiger mittel­
ständischer Existenzen bezwecken. 

Art. 157 
(1) Kapitalblldung ist nicht Selbstzweck, sondern 

Mittel zur Entfaltung der Volkswirtschaft. 
(2) Das Geld- und Kreditwesen dient der Werte­

schaffung und der Befriedigung der Bedürfnisse 
aller Bewohner. 

2. Abschnitt 
Das Eigentum 

Art. 158 
Eigentum verpflichtet gegenüber der Gesamtheit. 

Offenbarer Mißbrauch des Eigentums- oder Besitz­
rechts genießt keinen Rechtsschutz. 

Art. 159 
E<ne Enteigung darf nur in den gesetzlich vor­

gesehenen Fällen und gegen angemessene Entschädi­
gung erfolgen, die auch in Form einer Rente ge­
währt werden kann. Wegen der Höhe der Entschädi­
gung steht im Streitfall der Rechtsweg vor den or­
dentlichen Gerichten offen. 

Art. 160 
(1) Eigentum an Bodenschätzen, die für die all­

gemeine Wirtschaft von größerer Bedeutung sind, 
an wichtigen Kraftquellen, Eisenbahnen und ande­
ren der Allgemeinheit dienenden Verkehrswegen 
und Verkehrsmitteln, an Wasserleitungen und Unter­
nehmungen der Energieversorgung steht in der 
Regel Körperschaften oder Genossenschaften des 
öffentlichen Rechtes zu. 

(2) Für die Allgemeinheit lebenswichtige Produk­
tionsmittel, Großbanken und, Versicherungsunter­
nehmungen können in Gemeineigentum übergeführt 
Werden, wenn die Rücksicht auf die Gesamtheit es 
erfordert. Die Überführung erfolgt auf gesetzlicher 
Crundlage und gegen angemessene Entschädigung. | 

(3) In Gemeineigentum stehende Unternehmen 
können, wenn es dem wirtschaftlichen Zweck ent­
spricht, in einer privatwirtschaftlichen Form geführt 
werden. 

Art. 161 
(1) Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird 

von Staats wegen überwacht. Mißbräuche sind ab­
zustellen. „ ... 

(2) Steigerungen des Bodenwertes, die ohne be­
sonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand des Eigen­
tümers entstehen, sind für die Allgemeinheit nutz­
bar zu machen. 

Art. 162 
Das geistige Eigentum, das Recht der Urheber, 

der Erfinder und Künstler genießen den Schutz und 
die Obsorge des Staates. 

3. Abschnitt 
Die Landwirtschaft 

Art. 163 
(1) Grund und Boden sind frei. Der Bauer ist nicht 

an die Scholle gebunden. 

(2) Der in der land- und forstwirtschaftlichen Kul­
tur stehende Grund und Boden aller Besitzgrößen 
dient der Gesamtheit des Volkes. 

(3) Das bäuerliche Eigentum an Grund und Boden 
wird gewährleistet. 

(4) Bauernland soll seiner Zweckbestimmung nicht 
entfremdet werden. Der Erwerb von land- und forst­
wirtschaftlich genutzem Boden soll von einem Nach­
weis der Eignung für sachgemäße Bewirtschaftung 
abhängig gemacht werden; er darf nicht lediglich 
der Kapitalanlage dienen. 

(5) Enteignungen an land- und forstwirtschaft­
lichem Grund und Boden sind nur für dringende 
Zwecke des Gesamtwohls, insbesonders der Sied­
lung, gegen angemessene Entschädigung unter Scho­
nung der Mustergüter und Beispielwirtschaften zu­
lässig. 

Art. 164 * 
(1) Der landwirtschaftlichen Bevölkerung wird 

durch Anwendung des technischen Fortschritts auf 
ihren Lebensbereich, Verbesserung der Berufsaus­
bildung, Pflege de& landwirtschaftlichen Genossen­
schaftswesens und Förderung der Erzeugung und 
des Absatzes ein menschenwürdiges Auskommen auf 
der ererbten Heimatscholle gewährleistet. 

(2) Ein angemessenes landwirtschaftliches Einkom­
men wird durch eine den allgemeinen Wirtschafts­
verhältnissen entsprechende Preis- und LohngestaW 
tung sowie durch Marktordnungen sichergestellt. 
Diesen werden Vereinbarungen zwischen den Orga­
nisationen der Erzeuger, Verteiler und Verbraucher 
zugrunde gelegt. 

Art. 165 
Die Überschuldung landwirtschaftlicher Betriebe 

ist. durch die Gesetzgebung möglichst zu verhindern, 

4. Abschnitt 
Die Arbeit 

Art. 166 
(1) Arbeit ist die Quelle des Volkswohlstandes 

und steht unter dem besonderen Schutz des Staates. 

(2) Jedermann hat das Recht, sich durch Arbeit 
eine auskömmliche Existenz zu schaffen. 
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(3) Er ha t das Recht u n d die Pflicht, eine seinen 
Anlagen u n d seiner Ausbi ldung entsprechende Arbei t 
im Dienste de r Allgemeinhei t nach nähe re r Bes t im­
m u n g der Gesetze zu wählen. 

Art . 167 
(1) Die menschliche Arbei tskraf t ist als wer tvo l l ­

stes wirtschaftliches Gut eines Volkes gegen A u s ­
beutung, Bet r iebsgefahren u n d sonstige gesundhei t ­
liche Schädigungen geschützt. 

(2) Ausbeutung, die gesundheit l iche Schäden nach 
Sich zieht, ist als Körperver le tzung strafbar. 

(3) Die Verletzung von Bes t immungen zum Schutz 
gegen Gefahren und gesundheit l iche Schädigungen 
in Betr ieben wird bestraft . 

Art. 168 
(1) Jede ehrliche Arbei t ha t den gleichen sittlichen 

Wert u n d Anspruch auf angemessenes Entgelt . 
M ä n n e r und F rauen e rha l t en für gleiche Arbeit den 
gleichen Lohn. 

(2) Arbeitsloses E inkommen arbei tsfähiger P e r ­
sonen wird nach Maßgabe der Gesetze mit Sonder­
s teuern belegt. 

(3) J ede r Bewohner Bayerns , der arbei tsunfähig 
ist oder d e m keine Arbei t vermi t te l t werden kann , 
ha t ein Recht auf Fürsorge. 

Art . 169 
(1) F ü r jeden Berufszweig können Mindest löhns 

festgesetzt werden, die d e m Arbe i tnehmer e ine den 
jeweil igen ku l tu re l l en Verhäl tnissen entsprechende 
Mindes t lebenshal tung für sich u n d seine Famil ie 
ermöglichen. 

(2) Die Gesamtvere inbarungen zwischen Arbei t ­
geber - u n d Arbe i tnehmerve rbänden übe r das A r ­
bei t sverhäl tn is sind für die Verbandsangehör igen 
verpflichtend und können, w e n n es das Gesamt -
interessc erforder t , für al lgemein verbindlich e rk lä r t 
werden. 

Art . 170 
(1) Die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und 

F ö r d e r u n g de r Arbe i t s - und Wirtschaftsbedingungen 
ist für j e d e r m a n n und für alle Berufe gewährleis te t . 

(2) Alle Abreden u n d Maßnahmen , welche die 
Vereinigungsfreihei t e inschränken oder zu beh in­
dern suchen, sind rechtswidrig und nichtig. 

Art . 171 

J e d e r m a n n hat Anspruch auf Sicherung gegen die 
Wechselfälle des Lebens durch eine ausreichende 
Sozialversicherung im R a h m e n der Gesetze. 

Art . 172 
Die Rechte und Pflichten der Arbe i tnehmer und 

Arbei tgeber werden in e inem besonderen Gesetz 
geregelt. 

;,..,.•••: Art. 173 
Über die tägliche und wöchentliche Höchstarbei ts ­

zeit werden durch Gesetz besondere Bes t immungen 
erlassen. 

Art. 174 
(1) J e d e r Arbe i tnehmer ha t ein Recht auf E r ­

holung. Es wi rd grundsätzl ich gewährle is te t durch 
ein freies Wochenende und durch einen J a h r e s ­
u r l aub un te r For tbezug des Arbei tsentgel ts . Die 
besonderen Verhäl tn isse in einzelnen Berufen w e r ­
den durch Gesetze geregelt . D e r Lohnausfal l an g e ­
setzlichen Feier tagen ist zu vergüten. 

(2) Der 1. Mai ist gesetzlicher Feier tag . 

Art . 175 
Die Arbe i tnehmer haben bei allen wirtschaftlichen 

Un te rnehmungen ein Mitbest immungsrecht in den 
sie b e r ü h r e n d e n Angelegenhei ten sowie in U n t e r ­
nehmungen von erheblicher Bedeutung einen u n ­
mi t t e lba ren Einfluß auf die Lei tung und die Ver­
wal tung der Betriebe. Zu diesem Zwecke bilden sie 
Betr iebsrä te nach Maßgabe eines besonderen Ge­
setzes. Dieses enthä l t auch Bes t immungen über die 
Mi twi rkung der Bet r iebsrä te bei Einstel lung und 
Ent lassung vor Arbe i tnehmern . 

Art . 176 
Die Arbe i tnehmer als gleichberechtigte Glieder 

der Wirtschaft n e h m e n zusammen mit den übr igen 
in der Wirtschaft Tät igen an den wirtschaftlichen 
Gesta l tungsaufgaben teil. 

Art . 177 
(1) Arbei tss t re i t igkei ten werden durch Arbei tsge­

richte entschieden, die aus e iner gleichen Anzahl 
von Arbe i tnehmern und Arbei tgebern u n d e inem 
unabhängigen Vorsi tzenden zusammengesetzt sind. 

(2) Schiedssprüche in Arbeitsstrei t igkeiten können 
gemäß den bes tehenden Gesetzen für a l lgemeinver­
bindlich e rk lä r t werden. 

Schiuli- und Übergangsbes t immungen 

Ar t . 178 
Bayern wird e inem künft igen deutschen demo­

krat ischen Bundess taa t bei t re ten. E r soll auf e inem 
freiwilligen Zusammenschluß der deutschen Einzel­
s taa ten beruhen, deren staatsrechtliches Eigenleben 
zu sichern ist. • 

Art. 179 
Die in dieser Verfassung bezeichneten sozialen, 

wirtschaftlichen u n d kul ture l len Körperschaften, 
Se lbs tverwal tungsorgane der Wirtschaft u n d Organ i ­
sat ionen der Erzeuger, Vertei ler und Verbraucher 
(Art. 34, 36, 154, 155, 164) s ind ke ine öffentlichen 
Behörden und dürfen keine staat l ichen Machtbefug­
nisse ausüben. Zwangsmitgl iedschaft bei ihnen ist 
ausgeschlossen. 

Art . 180 
Bis zur Err ich tung eines deutschen demokrat ischen 

Bundess taates ist die bayerische S taa ts reg ierung e r ­
mächtigt , soweit es umumgängl ich no twendig ist, 
mit Zus t immung des Bayerischen Land tags Zus t än ­
digkei ten des Staa tes Bayern auf den Gebieten der 
auswär t igen Beziehungen, der Wirtschaft, E r n ä h ­
rung, des Geldwesens und des Verkehrs an den Ra t 
der Minis terpräs identen der S taa t en der US-Zone 
oder andere deutsche Gemeinschaftseinrichtungen 
mehre re r S taa ten oder Zonen abzutre ten . 

Art . 181 
Das Recht des Bayerischen Staates , im R a h m e n 

seiner Zuständigkei t S taa t sve r t r äge abzuschließen, 
bleibt unberühr t . 

Art. 182 
Die früher geschlossenen S taa t sver t räge , insbeson-

ders die Ver t räge mit den christlichen Kirchen vom 
24. J a n u a r 1925 bleiben in Kraft . 

Art . 183 

Alle durch die nationalsozialist ische G e w a l t h e r r ­
schaft wegen i h r e r rel igiösen oder polit ischen H a l ­
t u n g oder wegen ih re r Rasse Geschädigten haben 
im R a h m e n der Gesetzgebung Anspruch auf Wieder­
gutmachung. 
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Art. 184 
Die Gültigkeit von Gesetzen, die gegen National­

sozialismus und Militarismus gerichtet sind oder 
ihre Folgen beseitigen wollen, wird durch diese 
Verfassung nicht berührt oder beschränkt. 

Art. 185 
Die alten Kreise (Regierungsbezirke) mit ihren 

Regierungssitzen werden ehestens wiederhergestellt. 

Art. 186 
(1) Die Bayerische Verfassung vom 14. August 

1919 ist aufgehoben. 
(2) Die übrigen Gesetze und Verordnungen blei­

ben vorläufig in Kraft, soweit ihnen diese Verfas­
sung nicht entgegensteht. 

(3) Anordnungen der Behörden, die auf Grund 
bisheriger Gesetze in rechtsüblicher Weise getroffen 
waren, behalten ihre Gültigkeit bis zur Aufhebung 
im, Wege anderweitiger Anordnung oder Gesetz­
gebung. 

Art. 187 
Alle Beamten und Angestellten im öffentlichen 

Dienst sind auf diese Verfassung zu vereidigen. 

Art. 188 
Jeder Schüler erhält vor Beendigung der Schul­

pflicht einen Abdruck dieser Verfassung. 

M ü n c h e n , den 2. Dezember 1946. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

Gesetz Nr. 51 
über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Bayerischen Staates für das Rechnungs­

jahr 1946 (Haushaltsgesetz) 
Vom 27. September 1946. 

Art. 1 
I. Der diesem Gesetz als erste Anlage beigefügte 

Staatshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1946 wird 
im ordentlichen Teil 

Abschn. A Landesverwaltung RM 
in Einnahme und Ausgabe auf 699 292 350; 

Absrhn. B Frühere Reichsverwaltung 
in Finnahme und Ausgabe auf 1 831 033 820; 

im außerordentlichen Teil 
Abschn. B Frühere Reichsverwaltung RM 

in Einnahme und Ausgabe auf 1140 000 000 
festgestellt. 

II. Die Ausgaben des ordentlichen Staatshaushalts 
sind, soweit die Einnahmen zu ihrer Deckung nicht 
ausreichen, vorläufig aus bereiten Mitteln des Staates 
zu bestreiten. 

Art. 2 
Über die letzten 10 v. H. der im Staatshaushalts­

plan für fortdauernde sächliche Verwaltungsaus­
gaben und für allgemeine Haushaltsausgaben vor­
gesehenen Mittel darf, soweit nicht die Verpflich­
tung zur Leistung auf Gesetz beruht, nur mit vor­
heriger Zustimmung des Bayer. Staatsministeriums 
der Finanzen verfügt werden. 

Art. 3 
Der Staatsminister der Finanzen wird ermächtigt, 

zur Deckung des Fehlbetrags im außerordentlichen 
Haushalt und zur Beschaffung der erforderlichen 
Betriebsmittel einen Betrag bis zu 700 Millionen 
Reichsmark im Wege des Kredits aufzunehmen. 

Art. 4 
Sofern im Laufe des Rechnungsjahres Minderein­

nahmen oder Mehrausgaben gegenüber den An­
sätzen im ordentlichen Staatshaushaltsplan zu er­
warten sind, ist die Staatsregierung ermächtigt, die 
Ausgabenansätze bis zur Gesamthöhe der Minder­
einnahmen oder Mehrausgaben zu kürzen. Die Er­
mächtigung erstreckt sich nicht auf Ausgaben, die 
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen notwen­
dig sind oder auf gerichtlich klagbaren Verpflich­
tungen des Staates beruhen. 

Art. 5 
Für die Durchführung des Staatshaushaltsplans 

und für die Aufstellung der Staatshaushaltsrech­
nung gelten neben den allgemeinen Vorschriften 
die Bestimmungen der zweiten Anlage des Gesetzes. 

Art. 6 
Die zum Vollzug des Gesetzes erforderlichen An­

ordnungen erläßt das Bayer. Staatsministerium der 
Finanzen im Einvernehmen mit den übrigen Staats­
ministerien. 

M ü n c h e n , den 27. September 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r . 
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(Erste Anlage zum Haushaltsgesetz.)' 

Bayern 
Staatshaushaltsplan 

für das Rechnungsjahr 1946. 

G e s a m t p l a n . 

I. Teil. Ordentlicher Haushalt. 

V o r t r a g 

Voranschlag 

Einzel­
plan 

V o r t r a g E innahmen 

RM 

Ausgaben 

RM 

Überschuß ( + ) 
Zuschuß (—) 

RM 

I 
II 

I I I 
IV 
V 

VI 

Abschnitt A Landesverwaltung 

Minis terpräs ident und Staatskanzle i . . . . 

S taa t smin is te r ium für Unter r ich t und Kul tus . 

Landesfors ten . . . . . 

632 500 
20 901 550 
34 644 840 

1 585 600 
6 039 000 

83 279 330 
443 159 490 

10 137 440 

10 767 200 
5 000 

1 164'000 
86 975 900 

500 

7 438 900 
97 288 810 

214 279 080 
70 549 050 

9 292 000 
62 278 800 
64 117 771 
19 576 100 

79 245 000 
1 453 500 
1 085 000 

63 118 800 

1116 000 
8 453 539 

— 6 806 400 
— 76 387 260 
— 179 634 240 
— 68 963 450 
— 3 253 000 
+ 21 000 530 
+ 379 041 719 

— 9 438 660 

— 68 477 800 
— 1 448 500 
+ 79 000 
+ 23 857 100 

1 115 500 

VII 
VIII 

632 500 
20 901 550 
34 644 840 

1 585 600 
6 039 000 

83 279 330 
443 159 490 

10 137 440 

10 767 200 
5 000 

1 164'000 
86 975 900 

500 

7 438 900 
97 288 810 

214 279 080 
70 549 050 

9 292 000 
62 278 800 
64 117 771 
19 576 100 

79 245 000 
1 453 500 
1 085 000 

63 118 800 

1116 000 
8 453 539 

— 6 806 400 
— 76 387 260 
— 179 634 240 
— 68 963 450 
— 3 253 000 
+ 21 000 530 
+ 379 041 719 

— 9 438 660 

— 68 477 800 
— 1 448 500 
+ 79 000 
+ 23 857 100 

1 115 500 

IX 

X 
XI 

XII 
XIII 

Staa t smin is te r ium für Ernährung , L a n d w i r t ­
schaft u n d Fors ten 

S taa t smin is te r ium der Jus t iz 
S taa tsminis te r ium ' für Verkehrsangelegenhei ten 
S taa t smin is te r ium für Sonderaufgaben . . . . 
Bayer. Verfassunggebende Landesversammlung 

632 500 
20 901 550 
34 644 840 

1 585 600 
6 039 000 

83 279 330 
443 159 490 

10 137 440 

10 767 200 
5 000 

1 164'000 
86 975 900 

500 

7 438 900 
97 288 810 

214 279 080 
70 549 050 

9 292 000 
62 278 800 
64 117 771 
19 576 100 

79 245 000 
1 453 500 
1 085 000 

63 118 800 

1116 000 
8 453 539 

— 6 806 400 
— 76 387 260 
— 179 634 240 
— 68 963 450 
— 3 253 000 
+ 21 000 530 
+ 379 041 719 

— 9 438 660 

— 68 477 800 
— 1 448 500 
+ 79 000 
+ 23 857 100 

1 115 500 

— Beitrag zum außerordent l ichen Hausha l t . . . 

632 500 
20 901 550 
34 644 840 

1 585 600 
6 039 000 

83 279 330 
443 159 490 

10 137 440 

10 767 200 
5 000 

1 164'000 
86 975 900 

500 

7 438 900 
97 288 810 

214 279 080 
70 549 050 

9 292 000 
62 278 800 
64 117 771 
19 576 100 

79 245 000 
1 453 500 
1 085 000 

63 118 800 

1116 000 
8 453 539 — 8 453 539 

I 
II 

I I I 
IV 
V 

VI 

Summe Abschn. A 

Abschnitt B Frühere Reichsverwaltung 

Staa t smin is te r ium für Unter r ich t und Kul tus . 

Landesfors ten . . . . . . 

699 292 350 

1 893 420 

8 497 200 
4 392 400 

1 800 000 000 
100 000 

302 000 
15 695 000 

150 000 

3 800 

699 292 350 

116 110 420 
750 000 

76 601 200 
5 729 400 

749 971 000 
399 462 500 

16 612 000 
90 527111 

883 300 

388 000 
373 998 889 

— 114 217 000 
— 750 000 
— 68 104 000 
— 1 337 000 

VII 
VIII 

IX 

X 
XI 

XII 
XII I 

699 292 350 

1 893 420 

8 497 200 
4 392 400 

1 800 000 000 
100 000 

302 000 
15 695 000 

150 000 

3 800 

699 292 350 

116 110 420 
750 000 

76 601 200 
5 729 400 

749 971 000 
399 462 500 

16 612 000 
90 527111 

883 300 

388 000 
373 998 889 

+ 1050 029 000 
— 399 362 500 

— 16 310 000 
— 74 832 111 
— 733 300 

VII 
VIII 

IX 

X 
XI 

XII 
XII I 

S taa tsminis te r ium für E rnährung , L a n d w i r t -

S taa tsminis te r ium für Verkehrsangelegenhei ten 

Staa tsminis ter ium für Sonderaufgaben . . . . 

Bayer." Verfassunggebende Landesver sammlung 

699 292 350 

1 893 420 

8 497 200 
4 392 400 

1 800 000 000 
100 000 

302 000 
15 695 000 

150 000 

3 800 

699 292 350 

116 110 420 
750 000 

76 601 200 
5 729 400 

749 971 000 
399 462 500 

16 612 000 
90 527111 

883 300 

388 000 
373 998 889 

+ 1050 029 000 
— 399 362 500 

— 16 310 000 
— 74 832 111 
— 733 300 

X I V 
Beitrag zum außerordent l ichen Hausha l t . . . 

699 292 350 

1 893 420 

8 497 200 
4 392 400 

1 800 000 000 
100 000 

302 000 
15 695 000 

150 000 

3 800 

699 292 350 

116 110 420 
750 000 

76 601 200 
5 729 400 

749 971 000 
399 462 500 

16 612 000 
90 527111 

883 300 

388 000 
373 998 889 

— 384 200 
— 373 998 889 

Summe Abschn. B 

Hierzu Summe Abschn. A 

1 831 033 820 

699 292 350 

1 831 033 820 

699 292 350 

— 

i 

Gesamtergebnis Ordentlicher Haushalt . . . . 2 530 326170 2 530 326 170 — 



548 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 23<iy4o 

II. Teil, Außerordentlicher Haushalt. 

V o r t r a g Voranschlag 

RM 

Einnahmen 
Beitrag des ordentlichen Haushalts Abschn.- A und B 

Aus Ersparnissen bei der Durchführung des ordent­
lichen Haushalts infolge der Nichtbesetzung von Stel­
len und der Unmöglichkeit von Beschaffungen . . . . 
Zuweisungen der Militärregierung für Bayern aus 
Reichsguthaben oder im Wege der Kreditaufnahme . 

382 452 428 

60 000 000 

697 547 572 

. . . 

Summe der Einnahmen 

Ausgaben 
Auf Rechnung der Beiträge und Ersparnisse des ordent­
lichen Haushalts sowie der Zuweisungen der Militär­
regierung für Bayern aus Reichsguthaben oder im Wege 

1140 000 000 

1 140 000 000 

1140 000 000 

1 140 000 000 

Summe der Ausgaben 1140 000 000 • 

Hauptabgleichung, 

V o r a n s c h l a g 

Abschnitt A 

RM 

i | 

Abschnitt B i 

RM 

Insgesamt 

RM 

Einnahmen 

Einnahmen des ordentlichen Haushalts 
Einnahmen des außerordentlichen Haushalts . . . . 

9»9 292 350 

| | 

1 »31 033 820 
1140000 000 

2 530 326 170 
1140000 000 

699 292 350 

699 292 350 

2 971 033 820 

! I 

1 831 033 820 i 
1 140 000 000 

3 670 326 170 

Ausgaben 

Ausgaben des ordentlichen Haushalts . , , . . . . 

699 292 350 

699 292 350 

2 971 033 820 

! I 

1 831 033 820 i 
1 140 000 000 

2 530 326 170 
1140 000 000 

699 292 350 i 2 971 033 820 3 670 326 170 

Durchführungsbestimmungen. 
1. Die in den Einzelplänen veranschlagten Mittel I 3. Aus den 

für Besoldungen der nichtplanmäßigen Beamten 
und für Bezüge der Angestellten und Arbeiter sind 
innerhalb desselben Haushaltskapitels gegenseitig 
deckungsfähig. Ferner können die Mittel für Be­
soldungen der nichtplanmäßigen Beamten und für 
Bezüge der Angestellten »rnd Arbeiter um die Be­
träge überschritten werden, die für die Versehung 
offener Stellen von planmäßigen Beamten durch 
Beamte oder nich'beamtete Hilfskräfte erwachsen. 
Die für die Versehung einer solchen Stelle ent­
stehenden Kosten dürfen jedoch die infolge des 
Offenstehens der Stelle erzielten Einsparungen 
keinesfalls übersteigen. 

2. Erstattungen an Post-, Telegramm- und Fernr 
sprechgebühren sind vwi der Ausgabe abzusetzen. 

(Zweite Anlage zum Haushaltsgesetz.) 

Mitteln für Neu- und Erweiterungs­
bauten dürfen auch die Kosten der Entwurfsbear­
beitung und der Bauaufsicht bestritten werden. 

. 4. Übersteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag 
der tatsächlich aufgekommenen Einnahme den 
Haushaltsansatz und können auf Grund eines Haus­
haltsvermerks bei einem übertragbaren Ausgabe--
titel in Höhe dieser Mehreinnahmen Ausgaben ge­
leistet werden, so dürfen, abweichend von § 73 der 
Reichshaushaltsordnung, die Beträge solcher Mehr­
einnahmen, die bis zum Schluß des Rechnungsjahrs 
für die Zwecke der Ausgabetitel nicht verwendet 
worden sind, in der Haushaltsrechnung als Ausgabe­
rest und zugleich als Mehrausgabe nachgewiesen 
werden. 
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